
- 
ab3u9ewinnen. Die menfdleit Vann nid?t auf ber(Erbe 

leben, wenn fie fidh weigert, fich bem unvermeiblid?en efe 

ber ?rbcit 3U unterwerfen. 1Cein mend? rann fid? jenem 

Wellgefet entielien, bas es 3U einer Zloiweiibigreit für 

jehetrnann gcmactt tat: ‚fein 23rot im Sd?weie feirtes2ht. 

gefidis 3U efcn". 

5ott war vollotm-nett frei, als er uns fcfinf. 2Aber in 

bem er uns fd?uf, verpflidtefe  er ficf?, uns auc» mit ben 31.1 

unferer 	rlaIftng nötigen Mitteln aus3uftatfcn. 	Der 

3obcn ift bas ein3ige fltittel biefer  ?trt, bas uns bis jei3t he 

fonnt ifi. 

Der 23oben jebes fanbes ift barum bas emeineigen 

tutu feiner evölFerung, weil fein wahrer Eigentümer, her 

Schöpfer, ihr ihn als ein freiwilliges (ßefchent iibcrlaffen 
4at: Terrain autem dedit filiis hominum. Da alfo jeber 

lllenfd1 ein {inb 2,ofte5 ift unb alle feine efd?öpfe  vor 

feinem 21ngefidfe  gleich finb, fo würbe jeglide 23eftimmung 

über heu 23oben eines Laubes, hie audb nur ben &ringften 

von feinem 21ntei1e an her gemeinlainen  rbfd?aft aus. 

fcf?Iief3en würbe, nicht nur ein Unred?t an eben biefem 

fllenfd7en, fonhern iiberbies ein rudlofes Wiberftreben 

gegen hie gütigen 2lhfid7ten feines £'d?öpfers fein. 

Diefe große voLswirtfcEiaffhidie Wat?rtleit (her 	oben. 

reform) erfc»einf  mir von unberechenbarer Iidtieit, unb 

es ift in her Cat,ein glücflid?er Umftanb, baü fie auf ben 

ftrengften Oruilbidtein her erec»tigeif beruht unb fid? aud? 

nicht hurd? einen Scl?atten von Ungewieit ober 3weifel 

verbune1n lit. 	s lief hier überbies ein befonberer nei3  

unb eine einenartige Sd?önkeif in her 1«art?eit, mit weld?er 

fie hie Weisteit unb güte her göttlichen torfelung ent- 
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hüllt, ber bewunbernstvürbigen Sürforge, bie ber 5d1öpfcr 
für bie eefriebigung ber Wünfdie unb ebürfniffe unferes 
fo3iaien Daf eins getroffen hat. Ein gewaltiges gemeinfames 
Eigentum, ein groües nationales Vermögen ij unter bie 
£errfd?aft unb 3ur Verfügung ber 5efamf4eit  geffellt. 1us 
bietet £iIfsquelle Fann fie reid?Iich fctöpfen, um bie fo not. 
wenbien Zusgaben 3U befheiten für bie Reierun, bie 
Redtspflee, bie Er3ielung ber 3u9enb. Sie ermög. 
licht es ihr, für einen angemefenen £ebensunterLaR aud? 
ber ?Irmen 311 forgen.(Eine mermürbige ientümlideif 
biefes(Eigentums ift ferner fein Wert, welcher nie berfetbe 
bleibt. 	r fteit forfwäkrenb unb mäd?ft in bireftem Ver. 
liltniffe 311 ber 3una4me ber 23evölferung. Diefeben Ur 
fad?en, welche bie 2tnforberunen an ben d3runbwert für 
emeinnüt3ie 5ivecte erhöhen unb vervielfältigen, ver-
mehren gan3 in bemfelben Verhältnis fein Vermögen, biefen 
tnforberungen 311 genügen." - 

n einer amtlichen Stellungnahme ber attolifd?en 
lfircl?e fülrte bas .tuftreten bes tapferen Pfarrers von 
St. Stephan in Ztew I7or, mc. 	lynn, ber Seite an 
Seife mit 4enty eore in Zlmerita für ben ebanen ber 
obenreform fdmpfte. 	Daraufhin beauftragte Papft 

£eo XIII. feinen £eaten, ben cZr3bifd?of Satolli, bie 
obenreformIehre 311 unterfud?en. Diefer  berief vier pro. 

fefforen ber fafl2ohifden Univerfitäf Wafbinton als Out.-
achter. flach? forfähtier Prüfung erflärten fie einftimmi, 
ba# in ber Lehre ber eobenreform nichts enthalten fei, 
was gegen bas Dogma unb bie Moral ber fafholilchen l{ird?e 
r'erftoe. Der Papft beftatigte bas, als er in flom mc. Olynn 
perfön[ict freunbhid? empfing. 
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aseine fall bleiben: 3ebe erufle Uefchaftigung mit ber 
Oefetgebung bes Xfloes, in bem brei Weltreliionen: 

bas 3ubentum, bas kriflentnm unb ber 3flam ben Dat-
meffd?er bes(Ewigen felen, führt 3U ber rFenntnis, ba 
in ihr ber 23obenwucher nicf?t milber auf ef ai wirb als morb 
unb Raub unb Oottesläfterung. Diefelben Jetl?eiungen 
unb biefetben Strafen gelten hier unb bart. 

WaL?rlid?, bie Zobenreformer haben ein Red?±, lich in 
it?rem 1(ampfe als bie Vertreter ber I?öd?f±en  Sittengefee 
an3ufe4en, wenn fie heut bafür gehen, „baö unfer tolf 
genug 3U effen habe, unb in bem £anbe, bas ber 4ert ihm 
gegeben, fid?er wohne". 
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Besonderes Merkmal des fast vollstän-
di; erhaltenen Mauerringes von Neu-
brandenburg sind die-Wiekhöuser, die 
ste beliebter Anziehungspunkt für Tou- 
risten sind. 	 Foto: ZB/Link 

Veranstaltungsreihe zur 
Verfassung beginnt morgen 

Schwerin (dpa/mv) Mit einer Reihe von 
Podiumsdiskussionen wollen die Mitglie-
der der Verfassungskommission den Ent-
wurf der Landesverfassung der Öffentlich-
keit vorstellen. Auf Einladung der Konrad-
Adenauer-, Friedrich Ebert- und Friedrich-
Naumann-Stiftung treten die Parlamentari-
er in Rostock, Stralsund, Greifswald, Wis-
mar, Neubrandenburg, Güstrow und in 
Schwerin auf. Die Reihe beginnt morgen im 
Festsaal des Rostocker Rathauses und en-
d't am 1. Oktober im Schwerinej Schloß. 

FDP-Gruppe fordert 
Bodenspekuationssteuer 

Schwerin (dpa/mv) Die Gruppe von FDP-
Politikern um Mecklenburg-Vorpommerns 
Wirtschaftsminister-Conrad-Michael Leh-
ment und die Landesvorsitzenden von 
Schleswig-Holstein und Berlin, Wolfgang 
Kubicki und Carola von Braun, haben sich 
für die Erhebung einer sogenannten Boden-
wertzuwachssteuer ausgesprochen. Mit 
d.eser Steuer sollten Grundstücke belegt 
werden, die als Bauland ausgewiesen seien, 
mit denen aber nur spekuliert würde, hieß 
es in einer Erklärung am Wochenende. 

€Iit' Z# V 

Pieroth: Steuererleichterung 
in wirtschaftlicher Randzone 

Bergen (OZ) Eine Steuererleichterung für 
Gwerbetreibende in den wirtschaftlichen 
Randzonen Deutschland forderte der Bun-
desvorsitzende der CDU-Mittelstandsver-
einigung und Finanzsentor von Berlin, 
imar Pieroth, am Samstag während eines 

Besuches in Bergen. Einer Einladung des 
Rügener CDU-Mittelstandes folgend, in-
formierte er sich über Probleme bei der 
Privatisierung und Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen auf der Insel. 

Obdachloser in 
Plauer Heim verbrannt 

Plan (dpa/mv) Bei einem Brand in einem 
Obdachlosenheim in Plau (Landkreis Par-
chim) ist in der Nacht zum Samstag ein 
35jähriger Mann ums Leben gekommen. 
Zwei weitere Bewohner des Heims wurden 
verletzt. Nach Mitteilung der Polizei vom 
Wochenende wird Brandstiftung vermutet. 



Tristan Abrmeit 

1 	 21.3. 1978 

Herrn 
Prof. Dr. Peter von Oertzen MdL 

Nettelbeckstr. 21 

3000 Hannover 

Unterstützung bei der Entwicklung einer Boden-Genossenschaft 

Sehr geehrter Herr von Oertzen, 

Ihre Partei1 die SPD, und. meine Partei,die F.D.P., haben die Reform-
bereitschaft der Wählermehrheiten verschleudert. Die Liberalen 

und die Sozialdemokraten sind auf dem wege zum zweiten Mal in 

diesem Jahrhundert zu den großen Versagern zu werden. 

Heute ist es doch bereits wieder so, daß z.B. das unbewältigte 

Bodenrechtsproblem nicht im Wahlkampf erwähnt werden darf, wenn 

die jeweils betroffene Partei keine Stimmenverluste in Kauf nehmen 

will. 

In dieser Situation, in der die Ergebnisse sozialdemokratischer 

Politik sicher nicht Ihren Intentionen entsprechen, in der Sie 

aber als profilierter Repräsentmit der SPD für diese negativen 

Ergebnisse die Verantwortung (mit)tragen müssen, wäre es doch 

sicher auch für Sie überlegenert - und sei es nur zur moralischen 
Beruhigung -‚ ob es nicht noch andere Wege zu einer erfolgreicberen 

Politik gibt, als jene der üblichen Parteipolitik. 

In Bezug auf den Boden meine ich den Weg, den Ihr verstorbener 

Parteigenosse Karl Walker in der Zeitschrift "evolution'1  Äug./Sept. 

1972 beschrieben hat und für den der Schweizer Ribi bereits viele 
theoretische Vorarbeiten geleistet hat. (Siehe Anlagen "Möglich-

keiten ..." und "Fainiliat") 

Einige Freunde und ich sind nun dabei zu prüfen, was sich von die-

ser Idee hier und heute realisieren läßt. Das Prüfen und Umsetzen 

auf unsere Verhältnisse ist eine umfangreiche Arbeit, für die wir 
Unterstützung benötigen. Ich frage Sie, ob Sie nicht Freunde in 

Hochschule oder Verwaltung haben, die uns aktiv helfen wollen und 

können. 

Als weitere Information erhalten Sie den Leserbrief vom 11.3.78. 

Falls Sie Ihr Weg (zum Beispiel im -Wahlkampf) nach Mardorf fU 

sind Sie bei mir herzlichia willkommen. 
r,. 



Professor Dr Peter von Oertzen 

3000 Hannover, den 26. 6. 78 
OdeonstraBe 15/16 

TeI, 0511/167 41 

Herrn 

Tristan Abromeit 

Weißdornweg 4 

3057 Neustadt 1 

Sehr geehrter Herr Abromeit, 

wie versprochen, komme ich jetzt auf Ihr Schreiben vom 21. März 

1978 und auf unseren Briefwechsel zurück. Ich habe mir die 

Pläne für ein neues auf genossenschaftlicher Grundlage ent-

wickeltes Bodenrecht ("Familiat") genauer angesehen und fest-

gestellt, daß in der Tat - wie ich vermutet hatte - meine Sach-

kenntnis nicht ausreicht, um mir darüber ein Bild zu machen. 

Die Grundidee hat etwas faszinierendes, aber ich vermag ihre 

Voraussetzungen und möglichen Konsequenzen nicht zu übersehen. 

Aus diesem Grunde habe ich heute die mir damals übersandten 

Unterlagen in Kopie unserem Oppositionsführer Herrn Ravens über-

sandt, der ja in Sachen Bodenrecht ein Fachmann ist und darüber 

hinaus die Möglichkeit hat, Fachleute in unserer Partei mit 

dieser Angelegenheit zu befassen. Sie dürfen natürlich nicht auf 

eine sofortige Antwort rechnen; aber ich darf Ihnen versichern, 

daß ich die Angelegenheit ernsthaft verfolgen werde. Das Dilemma 

unserer gegenwärtigen Bodenrechtsordnung verfolgt mich schon 

seit langem; und ohne daß ich nun eine vorweggenommene positive 

Antwort auf Ihre Pläne geben möchte, so will ich doch sagen, 

daß ich bereit bin, jede auch noch so abseits liegende Möglich-

keit zu nutzen, aus diesem Dilemma herauszukommen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 



an 
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Hans-Jochen Vogel 

Mehr Gerechtigkeit! Wir brauchen eine neue Bodenord-

nung - nur dann wird auch Wohnen wieder bezahlbar 
Freiburg. Herder Verlag, 2019. 80 Seiten. 

Hans-Jochen Vogel hat es in seinem 94. Lebensjahr nochmal gepackt: In einem handlichen 

Taschenbuch hält er - fast ein halbes Jahrhundert nach seinem ersten Versuch - ein flam-

mendes Plädoyer für eine grundlegende Reform des deutschen Bodenrechts. Zugleich fasst 

er in diesem Buch alle bisherigen (größtenteils gescheiterten) Bemühungen noch einmal 

zusammen. 

Das war nicht unbedingt zu erwarten, denn als ich ihn vor 10 Jahren für meine eigene Di-

plomarbeit „Wege zu einer gerechte(re)n Bodenordnung angeschrieben hatte, war er zwar 

sehr hilfsbereit, es klang bei ihm - ebenso wie bei seinen ehemaligen Mitstreitern - jedoch 

ein hohes Maß an Resignation durch. Erst nachdem sich 2017 die „Münchner Initiative für 

ein soziales Bodenrecht' gegründet hatte, um die Ursachen ständig steigender Mieten und 

Immobilienpreise sowie mögliche Gegenmaßnahmen zu diskutieren, wurde Hans-Jochen 

Vogel wieder zu einem aktiven Mitstreiter. 

57. Jahrgang 2020 

Herausgeber + Copyright: Stiftung für Reform der Geld- und Bodenordnung 

in Zusammenarbeit mit der Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft 1950 e.V. 

Kontakt: Dipl. Ökonom Werner Onken - verantwortlich - 

Weitzstr. 15, 26135 Oldenburg 1 Telefon: 0441-36 111 797 [AB] 

E-Mail:  onkentdsozialoekonomie.inro   

Text/Bildbearbeitung: Vlado Plaga 



FeLsch 1 REZENSION 1 VogeL: Mehr Gerechtigkeit! Wir brauchen eine neue Boden... 

Nach ersten Veröffentlichungen zu diesem Thema schrieb auch Vogel einen Artikel für die 

„Süddeutsche Zeitung" und fasste daraufhin den Entschluss, nochmal ein Buch zu diesem 

Thema zu veröffentlichen. In seiner gewohnt gewissenhaft-akribischen Art ließ er aktuelle 

Zahlen recherchieren, fasste die Ergebnisse und einen Rückblick in seinem gut verständli-

chen Sprachstil für sein Buch zusammen und konnte es schließlich am 20. November 2019 

selbst im Münchner „Salon Luitpold" vorstellen. 

Gleich zu Beginn des Buches erklärt Vogel warum ich neuerdings auf einem Arbeitsge-

biet aktiv bin, das mir schon vor 50 Jahren wichtig war", und liefert die recherchierten Zah-

len: Ursache für teuren Wohnraum seien vor allem die Baulandpreise. Bundesweit seien 

diese seit 1962 um 2.308 Prozent gestiegen; in München seit der ersten Erfassung 1950 so-

gar um 39.390 Prozent. Der reine Bodenpreis mache in München aktuell fast 80 Prozent der 

Neubaukosten einer Wohnung aus. Es erstaune ihn, dass diese Zahlen ‚so gut wie keine öf-

fentlichen Protestbewegungen und bisher auch keinen Medienaufruhr verursacht haben", 

so Vogel. Und das, obwohl Artikel 14 Grundgesetz lautet: Eigentum verpflichtet. Sein Ge-

brauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen." 

Es folgen mehrere Kapitel zu Vogels ersten Bemühungen für eine Bodenrechtsreform in 

den 1970er und frühen 1980er Jahren, in denen er Oberbürgermeister in München, Bundes-

minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bundesminister der Justiz sowie Re-

gierender Bürgermeister von Berlin war. Vogels Analyse tautet: Viele Menschen wissen 

nicht mehr, wie sie eine bezahlbare Wohnung finden können, während auf der anderen Seite 

die Reichen des obersten Vermögensdezils profitieren. Und das mit Unterstützung des Staa-

tes und auf Kosten der Allgemeinheit. 

Weil vieles so klingt, als sei es topaktuell, zitiert Vogel ausführlich aus damaligen Texten, 

in denen es um galoppierende Bodenpreissteigerungen und die daraus resultierenden Pro-

bleme geht. So zum Beispiel aus der Rede seines damaligen Kommunalreferenten Werner 

Veigel aus dem Jahr 1970: ‚Die Mieten steigen. ( ... ) Die Eigentumsbildung wird zum Speku-

lationsobjekt. ( ... ) Ungeschminkt ausgedrückt: eine verschwindend kleine Minderheit wurde 

durch diese Entwicklung maßlos reich. Wir Normalbürger finanzieren diese Millionengewin-

ne durch Steuern und durch Verzicht auf dringende Einrichtungen der Daseinsvorsorge." 

Boden werde ‚gehandelt wie Ware in einem Krämerladen. Es sei „höchste Zeit, das Eigen-

tum an Grund und Boden im Sinne des Grundgesetzes einer echten Sozialbindung näher zu 

führen. Um Wucher und Bodenspekulation zu bekämpfen, muss dem Boden seine privile-

gierte Funktion als Anlagegut mit risikoloser Gewinnchance endlich genommen werden." 

Der Münchner Stadtrat fasste daraufhin einen Beschluss, der eigentlich Kern eines Bundes-

gesetzes werden sollte. 

Vogel kritisiert, damals wie heute sei die größte Ungerechtigkeit, dass ein privater Grund - 

eigentümer zwar entschädigt werden muss, wenn kommunale Planung den Wert seines Bo-

dens mindert, dass derselbe Eigentümer aber allen Gewinn behalten dürfe, wenn genau 

diese Planung den Wert seines Grunds steigert. Das verschaffe dem Eigentümer einen 

..teistungslosen Planwertgewinn. Planwertgewinn deshalb, weil die Kommune Infrastruk-

tur plane und schaffe. Die Kosten für diese Planungsleistungen zahle die Allgemeinheit über 

die Steuern. Und zwar doppelt, denn sie zahle auch die später höheren Grundstücks-Kauf-

preise bei Eigenbedarf der Kommune. Es sei also nur folgerichtig und fair, diese Planwert-

gewinne abzuschöpfen und für die Allgemeinheit zu verwenden, so Vogels Fazit. Er und die 

SPD starteten also Anfang der 1970er Jahre eine Gesetzesinitiative für eine grundlegende 
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Änderung des Boden- und Baurechts, die genau diesen sog. Planungswertausgteich ermög-

lichen sollte. 

Es folgten jahrelange Debatten, bei denen es zunächst aus alten Lagern Unterstützung 

gab - sogar von Seiten, von denen man das nicht vermuten würde. Franz-Josef Strauß hatte 

beispielsweise in einer Rede am 2.7.1970 seinen Parteifreunden erklärt: „Die Grundstücks-

preise in Deutschland steigen in einem Maße, dass es nicht zu verantworten ist, diese Ge-

winne unversteuert in die Taschen einiger fließen zu lassen. So hat z.B. die Stadt München 

von 1957 bis 1967 für etwa 650 Mio. DM Grundstücke erworben. Wenn sie diese alle im Jahr 

1957 zusammengekauft hätte ( ... )‚ hätte sie nur 148 Mio. DM gezahlt. Eine halbe Milliarde ist 

damit aufgrund öffentlicher Leistungen - Erschließungsaufwendungen - von einigen weni-

gen verdient worden, und das auch noch steuerfrei'. 

Als der Bundestag allerdings schließlich eine Baugesetznovelle beschloss, waren die 

meisten Vorschläge auf Intervention der FDP und der CDU (im Bundesrat) so verwässert 

worden, dass eine wirklich wirksame Reform ausblieb. Insbesondere für den Ptanungswert-

ausgleich fehlt bis heute eine gesetzliche Grundlage. Die SPD, deren Parteichef Vogel von 

1987 bis 1991 war, verlor daraufhin den Mut für weitere bodenpolitische Initiativen, wie Vo-

gel selbstkritisch einräumt. 

Im zweiten Teil seines Buches erklärt Hans-Jochen Vogel, was die Politik heute machen 

müsste, damit Wohnen wieder bezahlbar wird. Zuvorderst wäre ein Paradigmenwechsel nö-

tig, der anerkennt, dass Boden ein Gut ist, das vergleichbar mit Luft und Wasser, den sozia-

len Regeln des Allgemeinwohls unterliegen müsse: „Grund und Boden ist keine beliebige 

Ware, sondern eine Grundvoraussetzung menschlicher Existenz. Boden ist unvermehrbar 

und unverzichtbar. Er darf daher nicht dem unübersehbaren Spiel der Marktkräfte und dem 

Belieben des Einzelnen überlassen werden. Entgegen der gelebten Realität, in der der Bo-

den wie eine beliebige Ware gehandelt werde, sei diese Erkenntnis auch nicht neu, schließ-

lich habe das Bundesverfassungsgericht schon 1967 verkündet... Die Tatsache, dass der 

Grund und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung dem un-

übersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des Einzelnen vollständig zu über-

lassen. 

Hans-Jochen Vogel hat die aktuellen Maßnahmen und Debatten zur Bodenfrage genau 

verfolgt und kommentiert auch diese ausführlich. Darüber, dass die aktuelle Große Koaliti-

on zwar eine Enquete-Kommission beschlossen, dann aber lediglich eine interne Bauland-

kommission beim Innenministerium eingerichtet hat, zeigt sich Vogel enttäuscht. Entschei-

dende Vorschläge von ihm und anderen Experten habe die Baulandkommission nicht über-

nommen - zum Beispiel den ..Planungswertausgleich. Damit seien weiter nur Symptome, 

nicht aber die Ursache im Blick, genauso wie bei der Mietpreisbremse und dem Berliner 

Volksbegehren „Deutsche Wohnen enteignen. Vorbildlich findet Vogel dagegen die Wohn-

raumpolitik der Stadt Wien und die Bodenpolitik des Kantons Basel-Stadt, welcher in Folge 

der sog. ..Bodeninitiative" grundsätzlich kein Land mehr verkauft, sondern zukauft. 

Bei seinen eigenen Vorschlägen sieht Vogel folglich die Kommunen in einer besonderen 

Rolle: Sie sollten, ebenso wie der Kanton Basel, keinerlei Boden mehr verkaufen und ihr 

Grundeigentum bei jeder Gelegenheit mehren, um selbst Einfluss auf die Schaffung und den 

Erhalt von Wohnraum zu haben. Anstelle von Eigentums- werden nur noch Nutzungsrechte 

(Erbbaurecht) übertragen. 

Der Bund solle eigene Flächen, die er nicht mehr benötigt, verbilligt oder kostenlos an die 

Kommunen übertragen. Die Spekulationsfrist von zehn Jahren, nach der Veräußerungsge- 
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winne von Immobilien für Private nach 10 Jahren steuerfrei sind, gehörten ebenso ersatzlos 

gestrichen, wie die sog. Share-Deal-Regelung für Immobilienunternehmen, mit denen diese 

die Grunderwerbssteuer umgehen können. Auch die Grundsteuerreform solle nicht ver-

spielt werden. Vogel befürwortet anstelle der aktuellen Vorschläge eine reine Bodenwert-

steuer als geeignetste Variante. Die Einführung der sog. „Grundsteuer C" für baureife unbe-

baute Grundstücke befürwortet Vogel. Vor allem aber sollte endlich der ..Planungswertaus-

gleich ermöglicht und grundsätzlich genutzt werden, denn ohne dieses Instrument könne 

es schlicht keine Gerechtigkeit geben. 

Bernadette-Julia Felsch 

E-Mail:  bjfetsch(gmx.de  

Video zur Buchvorstetlung am 20.11.2019: youtu.be/BCPmpH-g180  

Interview mit Hans-Jochen Vogel: kurzetinks.de/779e   
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